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Seit 1960, dem Erscheinungsjahr von Erwin V i e f h a u s ' gründlicher Untersuchung 
„Die Minderheitenfrage und die Entstehung der Minderheitenschutzverträge auf der 
Pariser Friedenskonferenz", vergingen fast 30 Jahre, bis sich mit dem Budapester Pro-
fessor József G a l á n t a i erneut ein Historiker einer komparatistisch aufgebauten Dar-
stellung dieser bis in die Gegenwart virulenten Problematik annahm. Hatte sich Vief-
haus schwerpunktmäßig mit der Genese und dem Inhalt des Schutzvertrags für die in 
Polen lebenden Minderheiten auseinandergesetzt und die für die Nachfolgestaaten ver-
einbarten Regelungen eher kursorisch abgehandelt, so widmet Galäntai in seiner ur-
sprünglich 1989 in Budapest auf Ungarisch publizierten Monographie den von den 
Nachbarn Ungarns übernommenen Verpflichtungen zum Schutz der Minderheiten grö-
ßere Aufmerksamkeit. Obschon er nur einen relativ schmalen Quellen- und Literatur-
fundus - u . a . Papers Relating to the Foreign Relations of the United States. The Paris 
Peace Conference 1919; D. H. Miller: My Diary at the Conference of Paris; H. W. 
V. Temperley (Hrsg.), A History of the Peace Conference of Paris - heranzog, ist ihm 
doch eine ausgewogene, urteilssichere Synthese der Behandlung der Minderheitenfra-
ge auf der Pariser Friedenskonferenz 1919/20 gelungen. 

Während in den im alliierten Lager stehenden „Siegermächten" Polen, CSR, SHS 
(ab 1929: Jugoslawien), Rumänien und Griechenland 22,5 Millionen Menschen ethni-
schen Minderheiten angehörten, waren den Verliererländern nur 2,2 Mill. Menschen 
verblieben, die nicht der Staatsnation zugerechnet wurden (S. 71 f.). Besaßen in Bulga-
rien rd. 16% und in Ungarn 10% der Einwohner Minderheitenstatus, wurden in Öster-
reich bloß 3,3% und im Deutschen Reich 1,8% der Bürger als Angehörige einer 
Minderheit registriert. Obgleich die polnische Delegation bei der Ausarbeitung des 
Friedensvertrags mit dem Deutschen Reich im Mai und Juni 1919 mehrfach auf einer 
reziproken Behandlung insistierte, konnte die Reichsregierung die Aufnahme von Min-
derheitenschutzbestimmungen in den Versailler Vertrag erfolgreich abblocken. 

In einem knappen Einleitungskapitel erläutert G. die geographische und ethnische 
Situation in Ostmittel- und in Südosteuropa vor dem Ersten Weltkrieg und führt, ge-
stützt auf zuverlässige statistische Daten (S. 14—19), in die sich aus der Proklamation 
neuer Staaten ergebende Problematik ein, gehörten schließlich doch in der CSR 
34,6%, in Polen mindestens 31,2%, in Rumänien 28,8% und im späteren Jugoslawien 
20,7% der Einwohner nicht der - zum Teil ja erst jetzt künstlich geschaffenen - Staats-
nation an. Wesentlich ausführlicher stellt er die Bedeutung einer Lösung der Minder-
heitenproblematik für die Dauerhaftigkeit der künftigen Friedensordnung und die un-
terschiedlichen Lösungsvorstellungen im Lager der Alliierten dar, wobei er besonders 
die Meinungsverschiedenheiten zwischen der amerikanischen und der französischen 
Auffassung betont, Präzedenzfälle für die Gewährung kultureller und territorialer 
Autonomie aus dem 19. Jh. aufgeführt und die sich rasch konkretisierenden Pläne, dem 
Völkerbund eine Uberwachungs- und Appellationsfunktion zu übertragen, geschildert 
werden. Bereits in diesem Abschnitt geht der Vf. auf einen sonst häufig vernachlässig-
ten, aber von ihm mit großem Sachverstand behandelten Komplex ein: den Schutz 
der zur Assimilation nicht bereiten orthodoxen Juden, deren Interessen in Paris von 
einem Comite des Delegations Juives vertreten wurden. 

Die eigentlichen Verhandlungen, die Unterzeichnung, die Inhalte und die Besonder-
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heite n der jeweiligen Verträge werden kurz, aber kompeten t im 3. Kapite l (S. 53—97) 
abgehandelt . Di e von Ministerpräsiden t Pasić geführte jugoslawische Delegatio n such-
te besonder s vehemen t mit dem Hinweis , daß es sich beim Königreic h SHS um einen 
alt-etablierte n Nationalstaa t handle , wesentlich e Zugeständniss e an die Minderheite n 
sowie die Autonomiegewährun g für Makedonie n und Kosovo zu vermeiden . Sie konnt e 
nach der Abreise von Präsiden t Wilson und Premie r Lloyd-Georg e dan k der Fürsprach e 
Clemenceau s ihren Standpunk t in dem am 5. Dezembe r 1919 unterzeichnete n Vertrag 
auch weitgehen d durchsetzen . Weniger erfolgreich war der rumänisch e Ministerpräsi -
den t Brätianu , dem trot z heftiger Protest e ultimati v ein generelle s Entgegenkomme n 
den Juden , den Szeklern und den Siebenbürge r Sachsen gegenüber abverlangt und 
neu e Gebietsforderunge n auf Koste n Bulgarien s un d der Ukrain e abgeschlagen wur-
den . Doc h erst die Nachfolgeregierun g unte r Vaida-Voevod stimmt e dem Vertrag 
schließlich am 9. Dezembe r 1919 zu, der nac h dem am 28. Oktobe r 1920 gebilligten 
Anschluß auch auf Bessarabien ausgedehn t wurde . Di e größte n Schwierigkeite n berei-
tet e der Friedensvertra g mit Ungarn , in dessen Abschnit t VI die sieben Paragraphe n 
zum Schut z ethnische r Minderheiten enthalte n waren , die Österreic h bereit s in St. Ger -
main akzeptier t hatte . Ein bescheidene r Erfolg der madjarische n Unterhändle r konnt e 
im Verweis auf die inzwischen in den Königreiche n SHS un d Rumänie n ratifizierte n 
Schutzverträg e (Art . 44 und 47) un d die in der CSR verabschiedete n Gesetz e gesehen 
werden . Jede r Staa t im Donaurau m - gleich ob auf Seiten der Sieger ode r der Verlie-
r e r - war künftig gehalten , unte r internationale r Überwachun g den vereinbarte n Min -
derheitenschut z zu praktizieren . 

Doc h der Völkerbund , dessen Satzun g am 28. Jun i 1919 unterzeichne t worden war 
und zudem Aufnahm e in die Friedensverträg e fand, sah sich trot z der 1920 übernom -
mene n Garanti e der Vereinbarungen , die späte r auch auf die Türkei , Albanien , Finn -
land und die baltische n Republike n ausgedehn t wurden , bald überfordert , die Einhal -
tun g und korrekt e Handhabun g des Minderheitenschutze s zu gewährleisten . G . geht 
ausführlic h auf die Ursache n für die Unzulänglichkeite n ein (S. 101 ff.). De r Mechanis -
mus, Verstöße zu untersuche n und Verletzunge n zu ahnden , war zu schwerfällig und 
durc h politisch e Rücksichtnahme n beeinträchtigt . Von den in Gen f eingegangene n Be-
schwerden wurde etwa die Hälft e gar nich t angenomme n un d nur in wenigen Fälle n 
kam es zu einer Verurteilun g der offenkundige n Rechtsverletzunge n (S. 116ff.). Zu r 
wirksamere n Durchsetzun g ihre r Klagen über beruflich e un d wirtschaftlich e Diskrimi -
nierung , die Behinderun g ihre r politische n Betätigun g und - besonder s häufig -  wegen 
Verletzun g ihre r schulische n un d sprachliche n Recht e schlössen sich die jeweiligen Min -
derheite n über Staatsgrenze n hinweg zusamme n und suchte n sich im Kongre ß der euro -
päische n Nationalitäte n ein supranationale s Vertretungsorga n zu schaffen. In den 
1930er Jahre n brach unte r der veränderte n weltpolitische n Konstellatio n das System 
zum Schut z der ethnische n Minderheite n rasch zusammen ; Hitler s „Endlösung " und 
die Massenvertreibunge n am End e des Zweite n Weltkriegs habe n unbeschade t des un-
vorstellbaren Leides der Betroffene n nu r kurzfristig zu eine r vordergründige n Beruhi -
gung der Minderheitenproblemati k beigetragen , die schon vor dem Zerfal l des soziali-
stischen Lagers wieder virulent wurde . Di e osteuropäisch e Staatenwelt , die aus den 
Nationalitätenkämpfe n des 19. un d beginnende n 20. Jhs. zu ihren -  gegenwärtig erneu t 
in Frage gestellten -  Grenze n gefunden hat , ist unte r der Erblas t der Vergangenhei t 
noc h nich t zur Ruh e gekommen . 

G . hat eine nüchterne , alle relevante n Aspekte seiner Themenstellun g einbeziehende , 
aber nich t imme r den neueste n Forschungsstan d repräsentierend e Bestandsaufnahm e 
vorgelegt, ergänz t durc h fünf im Anhan g abgedruckt e relevant e Texte un d eine Kart e 
mit den Siedlungsgebiete n der 1910 im Reic h der St. Stephanskron e lebende n Völker. 
Di e englische Übersetzun g liest sich flüssig. Zu beklagen bleibt allenfalls der geringe 
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Umfan g des Anmerkungsapparates , das Fehle n einer eigenständige n Bibliographi e und 
ein völlig unzulängliche s Register . Da s Buch leistet dennoc h einen wesentliche n Bei-
trag zum Verständni s der historische n Wurzeln der gegenwärtigen Nationalitätenkon -
flikte und legt die Ursache n für das Scheiter n der in den Parise r Vororteverträge n ange-
strebte n gerechte n Lösun g der Minderheitenproblemati k offen. 

Saarbrücke n Jörg K. Hoensc h 

Magda Adam: The Little Entente and Europę (1920-1929) . Akademia i Kiadó . Buda -
pest 1993. 330 S. $ 40.00. 

Di e Klein e Entente , das zwischen August 1920 un d Jun i 1921 vor allem auf Betreibe n 
des tschechoslowakische n Außenminister s Edvard Bene s geschlossene politisch e un d 
militärisch e Bündnissyste m zwischen der Tschechoslowakische n Republik , dem König-
reich SHS (ab 1929: Jugoslawien) un d Rumänien , zielte auf Absicherun g des durc h 
die Parise r Vororteverträg e geschaffenen Statu s quo im Donaurau m un d richtete  sich 
hauptsächlic h gegen ungarische , aber auch bulgarische un d italienisch e Revisionsver-
suche sowie die Restaurierungsbestrebunge n der Habsburger . Sie bestan d aus drei bila-
terale n Verträgen ; ein Ausschuß zur Koordinierun g des Bündnisse s existierte vor 1933 
nicht . Di e französisch e Diplomatie , die anfangs Vorbehalt e gegen eine engere Zusam -
menarbei t der am meiste n von den im Vertrag von Triano n Ungar n auferlegten Ge -
bietsverlusten profitierende n Grenznachbar n gehegt hatte , sucht e nach 1921 die Klein e 
Entent e in dem durc h den Erste n Weltkrieg entstandene n Machtvakuu m als neu e Ord-
nungsmach t aufzubauen , setzte sie im Interess e ihre r antirevisionistische n Politi k als 
Puffer zwischen der UdSS R un d der Weimare r Republi k ein und integriert e sie durc h 
zweiseitige Verträge mit den Mitgliedsländer n zwischen 1924 un d 1927 in ihr System 
der kollektiven Sicherheit ; zur später mehrfac h angestrebte n Einbindun g Polen s kam 
es allerdings nicht . Di e Konsolidierungserwartunge n in Mittel -  un d Südosteurop a er-
füllten sich jedoch nicht , da schon die Bevölkerunge n in den Staate n der Kleine n En -
tent e etwa zur Hälft e aus ethnische n Minderheite n bestanden , da jedes der drei Mit -
gliedslände r von der Politi k der jeweils benachbarte n Großmach t abhängi g war und 
da sich die Mächtekonstellatio n in der Zwischenkriegszei t mehrfac h änderte . Ihre r er-
sten ernsthafte n Bewährungsprob e im Septembe r 1938 bei Hitler s Vorgehen gegen die 
CSR hat die Klein e Entent e dan n auch nich t standgehalten . 

Bereit s mehrfac h ha t sich die ungarisch e Historikeri n Magd a A d a m , auch als Mit -
herausgeberi n einer Aktenpublikatio n zur Vorgeschicht e des Zweite n Weltkriegs her-
vorgetreten , mit der Histori e der Kleine n Entent e auseinandergesetzt . Ein e den ge-
samte n Zeitrau m abdeckend e Interpretatio n liegt sogar in deutsche r Übersetzun g vor 
(Richtun g Selbstvernichtung . Di e Klein e Entent e 1920—1938. Budapest , Wien o.J . 
[1988]. 204 S.). Di e vorliegende englische Editio n ist die erweitert e Fassun g einer 1989 
in Ungar n erschienene n Monographie , die in der Gliederun g un d in langen Passagen 
den ersten sechs Kapitel n des deutsche n Textes entspricht , allerdings wesentlich um-
fangreiche r un d vertieft durc h die in bisher unveröffentlichte n Akten gewonnene n In -
formationen . Aus den zahlreiche n Anmerkunge n lassen sich die Frücht e des intensive n 
Quellenstudium s in den außenpolitische n Archiven in Budapest , Prag , Paris , Rom , 
Wien und Washingto n sowie der in der Stanforde r Hoover-Institutio n liegenden Mate -
rialien  herauslesen . Di e Sekundärliteratu r -  vor allem deutsche , polnisch e und sowjeti-
sche Veröffentlichunge n - wurde dagegen nich t erschöpfen d ausgewertet ; es ist be-
fremdlich , daß z.B. die wichtige Einsichte n vermittelnde n neuere n Arbeiten von P. 
Krüger , J. Tomaszewski und P. S. Wandycz keine Berücksichtigun g gefunden haben . 

Scho n im Jahr e 1929 hat R. Machra y einen ersten Versuch unternommen , die Ge -
schicht e der Kleine n Entent e monographisc h abzuhandeln ; inzwischen liegen auch de-


